
Gesetz- und Verordnungsblatt
für den Freistaat Thüringen

2023 Ausgegeben zu Erfurt, den 31. Juli 2023 Nr. 10

Tag Inhalt Seite
18.07.2023 Thüringer Gesetz zur Erstattung von Mehrkosten nach dem Zweiten, Neunten und Zwölften 

Buch Sozialgesetzbuch für das Jahr 2023 aufgrund des Rechtskreiswechsels von aus der Ukrai-
ne Geflüchteten und zum Ausgleich der finanziellen Mehrbelastung bei der Schülerbeförderung 
von aus der Ukraine Geflüchteten und zur weiteren Änderung des Thüringer Finanzaus-
gleichsgesetzes............................................................................................................................... 231

18.07.2023 Thüringer Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem Land Niedersachsen und dem Frei-
staat Thüringen über die Übertragung der Zuständigkeit in Staatsschutz-Strafsachen............ 239

18.07.2023 Thüringer Gesetz zu dem Vierten Medienänderungsstaatsvertrag............................................. 240
18.07.2023 Achtes Gesetz zur Änderung des Thüringer Sinnesbehindertengeldgesetzes.............................. 243
27.06.2023 Verordnung zur Ausführung des Thüringer Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft (ThürSchfTG-

AVO)................................................................................................................................................... 244
04.07.2023 Thüringer Verordnung über Gebote für Photovoltaik-Freiflächenanlagen in benachteiligten Gebieten 

(Thüringer Photovoltaik-Freiflächenverordnung -ThürPVFflVO-)................................................... 256
18.07.2023 Bekanntmachung über das Inkrafttreten des Dritten Vertrages zur Änderung des Vertrages zwischen 

dem Freistaat Thüringen und der Jüdischen Landesgemeinde Thüringen.......................................
256

18.07.2023 Bekanntmachung über das Inkrafttreten des Dritten Medienänderungsstaatsvertrags........................... 256

Thüringer Gesetz 
zur Erstattung von Mehrkosten nach dem Zweiten, Neunten und Zwölften Buch Sozialgesetzbuch für 

das Jahr 2023 aufgrund des Rechtskreiswechsels von aus der Ukraine Geflüchteten und zum  
Ausgleich der finanziellen Mehrbelastung bei der Schülerbeförderung von aus der Ukraine  

Geflüchteten und zur weiteren Änderung des Thüringer Finanzausgleichsgesetzes 
Vom 18. Juli 2023

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Thüringer Gesetz zur Erstattung von  

Mehrkosten für das Jahr 2023 aufgrund  
des Rechtskreiswechsels von  
aus der Ukraine Geflüchteten 

(ThürRkwErstG)

§ 1 
Erstattung und Bestimmung der zu berücksichtigenden 

Sozialleistungen und Verwaltungskosten sowie  
Ermittlung des Zuschussbedarfs

(1) Das Land erstattet nach Maßgabe der Absätze 2 bis 8 
den Landkreisen und kreisfreien Städten als kommunale 
Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie als 
örtliche Träger der Eingliederungs- und Sozialhilfe im Jahr 
2024 im Zusammenhang mit Sozialleistungen an aus der 
Ukraine Geflüchtete den Zuschussbedarf im Jahr 2023 für

1.  die Leistungen an Leistungsberechtigte mit ukrainischer 
Staatsangehörigkeit nach dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB II) für
a) Bedarfe für Unterkunft und Heizung nach § 22 

SGB II im Rahmen des Bürgergeldes nach § 19 
Abs. 1 SGB II und im Rahmen der Leistungen nach 
§ 27 Abs. 3,

b) kommunale Eingliederungsleistungen nach § 16a 
SGB II,

c) Leistungen nach § 24 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 
SGB II,

2.  den Anteil der Verwaltungskosten der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende mit ukrainischer Staatsangehörig-
keit nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch,

3.  die Leistungen an aus der Ukraine Geflüchtete, die Ein-
gliederungshilfe nach Teil 2 des Neunten Buches So-
zialgesetzbuch (SGB IX) erhalten und die nach § 100 
Abs. 1 Satz 1 und 2 SBG IX leistungsberechtigt sind,

4.  die Leistungen an aus der Ukraine Geflüchtete, die 
nach § 146 Abs. 1, 2 oder 3 des Zwölften Buches So
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zialgesetzbuch (SGB XII) leistungsberechtigt sind nach 
dem
a) Dritten Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetz-

buch,
b) Fünften Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetz-

buch und
c) Siebten bis Neunten Kapitel des Zwölften Buches 

Sozialgesetzbuch.

(2) Die Höhe der maßgeblichen Leistungen und des Antei-
les der Verwaltungskosten nach Absatz 1 ergibt sich aus 
den tatsächlich erfolgten Ausgaben und Auszahlungen ab-
züglich der auf diese Leistungen und Verwaltungskosten 
entfallenden Einnahmen und Einzahlungen, die den kom-
munalen Trägern der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
sowie den örtlichen Trägern der Eingliederungs- und So-
zialhilfe für diese Leistungen und Verwaltungskosten im 
Jahr 2023 tatsächlich zugeflossen sind. Einnahmen und 
Ausgaben des Vermögenshaushaltes sowie Einzahlun-
gen und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit werden 
nicht berücksichtigt. Einnahmen und Einzahlungen nach 
Satz 1 sind insbesondere Einnahmen und Einzahlungen 
aus Aufwendungen sowie Kostenerstattungen des Bun-
des und des Landes sowie Kostenersatz und Erstattun-
gen anderer Sozialleistungsträger, soweit diese tatsäch-
lich geleistet wurden.

(3) Der Zuschussbedarf des jeweiligen kommunalen Trä-
gers der Grundsicherung für Arbeitsuchende für die Leis-
tungen nach Absatz 1 Nr. 1 und den Anteil der Verwal-
tungskosten nach Absatz 1 Nr. 2 für Leistungsberechtigte 
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch mit ukrainischer 
Staatsangehörigkeit bemisst sich nach dem Verhältnis der 
Anzahl der Regelleistungsberechtigten mit dem Merkmal 
"Staatsangehörigkeit Ukraine" im Jahresdurchschnittswert 
2023 zur Anzahl aller Regelleistungsberechtigten nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch im Jahresdurchschnitts-
wert 2023 bei dem jeweiligen kommunalen Träger.

(4) Der Zuschussbedarf des jeweiligen örtlichen Trägers 
der Sozialhilfe für die Leistungen nach Absatz 1 Nr. 4 
Buchst. a und c bemisst sich nach dem Verhältnis des Jah-
resdurchschnittswertes der Anzahl der Leistungsberech-
tigten, die im Jahr 2023 im Zuständigkeitsbereich des je-
weiligen Trägers der Sozialhilfe Leistungen nach Absatz 1 
Nr. 4 Buchst. a und c erhalten haben, zu dem Jahresdurch-
schnittswert der Anzahl aller Leistungsberechtigten, die im 
Jahr 2023 nach § 146 Abs. 1, 2 oder 3 SGB XII leistungs-
berechtigt waren.

(5) Der Zuschussbedarf für Leistungen nach § 1 Abs. 1 
Nr. 3 und 4 Buchst. b entspricht den tatsächlichen Netto-
ausgaben und Nettoauszahlungen für diese Leistungen.

(6) Die Erstattung nach Absatz 1 erfolgt zu 100 Prozent 
der jeweiligen Zuschussbedarfe.

(7) Die kommunalen Träger der Grundsicherung für Arbeit-
suchende sowie die örtlichen Träger der Eingliederungs- 
und Sozialhilfe gewährleisten die Prüfung, dass die Ausga-
ben und Auszahlungen, die Einnahmen und Einzahlungen 
und die maßgeblichen Daten nach § 2 Abs. 3 und Abs. 4 
begründet und belegt sind und die zur Erstattung des Zu

schussbedarfes maßgebenden Leistungen den Grundsät-
zen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit entsprechen. 
Die kommunalen Träger der Grundsicherung für Arbeit-
suchende und die örtlichen Träger der Eingliederungs- 
und Sozialhilfe weisen der nach § 5 zuständigen Stelle 
nach Maßgabe des Absatzes 8 Satz 1 die Zuschussbe-
darfe für die erbrachten Leistungen und Verwaltungskos-
ten nach Absatz 1 in tabellarischer Form nach dem Muster 
der Anlage nach. Der Nachweis nach Satz 2 ist mit einem 
Vermerk zu versehen, aus dem hervorgeht, dass die Zu-
schussbedarfe begründet und belegt sind und die erbrach-
ten Leistungen den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit entsprechen. Die kommunalen Träger der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie die örtlichen Trä-
ger der Eingliederungs- und Sozialhilfe bestätigen jeweils 
die sachliche und rechnerische Richtigkeit ihrer Angaben 
nach den Sätzen 2 und 3 durch die Unterschrift der hier-
zu befugten Amtswalter. Die §§ 81, 114 und 115 der Thü-
ringer Kommunalordnung bleiben unberührt.

(8) Die Nachweise nach Absatz 7 Satz 2 bis 4 sollen spä-
testens bis zum Ablauf des 15. Mai 2024 bei der nach § 5 
zuständigen Stelle eingehen. Die Erstattungen an die kom-
munalen Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
sowie an die örtlichen Träger der Eingliederungs- und So-
zialhilfe sollen spätestens bis zum 15. Juli 2024 ausge-
zahlt werden.

§ 2 
Datengrundlage

(1) Der tabellarische Nachweis nach § 1 Abs. 7 Satz 2 er-
folgt auf der Grundlage der im Absatz 2 aufgeführten Da-
ten. Bei der Ermittlung der Leistungen und Verwaltungs-
kosten sowie der Zuschussbedarfe sind die in der Anlage 
aufgeführten Hinweise zu beachten.

(2) Für die Ermittlung der Höhe der Leistungen und Ver-
waltungskosten nach § 1 Abs. 2 sind die folgenden für das 
Jahr 2023 jeweils erfassten Daten maßgeblich:
1.  für die Leistungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 diejenigen 

im Einzelplan 4 Unterabschnitt 482 oder in der Pro-
duktgruppe 312,

2.  für den Anteil der Verwaltungskosten nach § 1 Abs. 1 
Nr. 2 diejenigen im Einzelplan 4 Unterabschnitt 405 
oder in der Produktgruppe 312,

3.  für die Leistungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 diejenigen 
im Einzelplan 4 Unterabschnitt 488 oder in der Pro-
duktgruppe 316 und

4.  für die Leistungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 diejenigen 
a) im Einzelplan 4 Unterabschnitt 410, 411, 413 und 

414 oder
b) in der Produktgruppe 311 

aa) bezüglich der Produkte 3111, 3112, 3114, 3115, 
3117 und 3118 oder 

bb) - soweit die Produkte mangels Verbindlichkeit 
der Zuordnung nicht oder abweichend bebucht 
worden sind - mit Ausnahme der im Zusammen-
hang mit der Grundversorgung und Hilfen nach 
SGB XII und der Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung (4. Kapitel SGB XII).
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(3) Soweit im Bereich des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch auf Daten über die Anzahl der Regelleistungsbe-
rechtigten und der Regelleistungsberechtigten mit dem 
Merkmal "Staatsangehörigkeit Ukraine" abgestellt wird, 
sind die von der Bundesagentur für Arbeit für das Jahr 
2023 erhobenen und veröffentlichten Daten zugrunde zu 
legen. Die in § 1 Abs. 3 genannten Jahresdurchschnitts-
werte entsprechen jeweils dem arithmetischen Mittel für 
die Monate Januar bis Dezember 2023 jeweils veröffent-
lichten Monatswerte.

(4) Soweit im Bereich des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch auf Daten über die Anzahl der Leistungsberechtigten 
und der Leistungsberechtigten, die aus der Ukraine Ge-
flüchtete sind, abgestellt wird, sind die von den Landkrei-
sen und kreisfreien Städten im Rahmen der Fallbearbeitung 
erhobenen Daten zugrunde zu legen. Die nach § 1 Abs. 4 
maßgeblichen Jahresdurchschnittswerte entsprechen je-
weils dem arithmetischen Mittel der für die Monate Janu-
ar bis Dezember 2023 jeweils erhobenen Monatswerte.

§ 3 
Abschlagszahlungen

(1) Im Jahr 2023 erhalten die Landkreise und kreisfreien 
Städte als kommunale Träger der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende und örtliche Träger der Eingliederungs- und 
Sozialhilfe im Vorgriff auf die Erstattung nach § 1 Abs. 1 in 
Verbindung mit Abs. 6 eine Abschlagszahlung. Die Sum-
me der Abschlagszahlungen nach Satz 1 beträgt insge-
samt 46,5 Millionen Euro.

(2) Der Verteilungsschlüssel für die Abschlagszahlungen 
nach Absatz 1 bestimmt sich nach der Anzahl der im je-
weiligen Landkreis oder in der jeweiligen kreisfreien Stadt 
aufhältigen aus der Ukraine Geflüchteten im Verhältnis zur 
Gesamtzahl der in Thüringen aufhältigen aus der Ukrai-
ne Geflüchteten. Der Ermittlung der jeweiligen Anzahl und 
Gesamtanzahl werden die Daten des Ausländerzentralre-
gisters zu den am 31. Dezember 2022 aufhältigen aus der 
Ukraine Geflüchteten zugrunde gelegt.

(3) Für aus der Ukraine Geflüchtete, die infolge des Krie-
ges oder von Krankheit oder Pflegebedürftigkeit medizi-
nisch oder pflegerisch versorgt und betreut werden, wird 
dem Landkreis Gotha zusätzlich zu der Abschlagszah-
lung nach Absatz 1 im Vorgriff auf die Erstattung nach § 1 
Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 6 eine Abschlagszahlung in 
Höhe von 700.000 Euro gewährt.

(4) Die Festsetzung und Auszahlung der Abschlagszah-
lungen nach Absatz 1 und die Auszahlung der Abschlags-
zahlung nach Absatz 3 erfolgen innerhalb von vier Wo-
chen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes von Amts wegen.

§ 4 
Verrechnung

Die nach § 3 an den jeweiligen kommunalen Träger der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende und den jeweiligen ört-
lichen Träger der Eingliederungs- und Sozialhilfe geleiste-
ten Abschlagszahlungen sowie die an den Landkreis Go-
tha geleistete zusätzliche Abschlagszahlung werden mit 

der im Jahr 2024 nach § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 6 
festgesetzten Erstattung verrechnet. Legt der kommunale 
Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie der 
örtliche Träger der Eingliederungs- und Sozialhilfe keinen 
Nachweis nach § 1 Abs. 7 Satz 2 bis 4 vor, kann mangels 
der notwendigen Angaben keine Erstattung nach § 1 Abs. 1 
in Verbindung mit Abs. 6 festgesetzt und ausgezahlt wer-
den. Für verbleibende Rückzahlungsbeträge gilt § 1 Abs. 8 
Satz 2 entsprechend.

§ 5 
Zuständigkeit

Das Landesverwaltungsamt ist zuständig für
1. die Festsetzung der jeweiligen Höhe der Erstattung 

nach § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 6,
2. die Festsetzung und Auszahlung der Abschlagszah-

lungen nach § 3,
3. die Verrechnung, Festsetzung und Auszahlung verblie-

bender Erstattungsbeträge oder Rückforderung zu viel 
gewährter Beträge nach § 1 Abs. 8 in Verbindung mit § 4.
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Anlage
(zu § 1 Abs. 7 Satz 2 und 3 sowie § 2 Abs. 1 Satz 2)
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Artikel 2 
Thüringer Gesetz 

zum Ausgleich der finanziellen Mehrbelastungen 
für das Jahr 2023 durch aus der Ukraine geflüchtete 

Schülerinnen und Schüler  
im Bereich der Schülerbeförderung

§ 1 
Zusätzliche Leistungen an die kommunalen  

Träger der Schülerbeförderung

(1) Zum Ausgleich der finanziellen Belastungen durch 
den starken Anstieg der Anzahl der aus der Ukraine ge-
flüchteten Schülerinnen und Schüler erhalten die kommu-
nalen Träger der Schülerbeförderung im Jahr 2023 vom 
Land eine einmalige Leistung. Die Höhe der Leistung be-
trägt je Schülerin und Schüler mit dem Geburtsland Ukrai-
ne 290 Euro. Die Leistung wird nach dem Stand der Schü-
lerzahl aus der amtlichen Schulstatistik des Schuljahres 
2022/2023 an die kommunalen Träger der Schülerbeför-
derung ausgereicht.

(2) Die Leistung nach Absatz 1 Satz 1 und 2 wird den kom-
munalen Trägern der Schülerbeförderung als nicht rück-
zahlbares und als nicht zweckgebundenes allgemeines 
Deckungsmittel gewährt.

§ 2 
Zuständigkeit

Die Festsetzung und Auszahlung der jeweiligen Leistung 
nach § 1 Abs. 1 erfolgen durch das für das Schulwesen 
zuständige Ministerium in einem Betrag von Amts wegen. 
Die jeweilige Leistung soll innerhalb von vier Wochen nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ausgezahlt werden.

§ 3 
Gleichstellungsbestimmung 

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz 
gelten jeweils auch für Personen, die mit der Angabe "di

vers" oder ohne eine Angabe des Geschlechts in das Ge-
burtenregister eingetragen sind.

§ 4 
Außerkrafttreten

Das Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2023 au-
ßer Kraft.

Artikel 3 
Änderung des Thüringer Finanzausgleichsgesetzes

Das Thüringer Finanzausgleichsgesetz vom 31. Januar 
2013 (GVBl. S. 10), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 23. Dezember 2022 (GVBl. S. 521), wird 
wie folgt geändert:

1. Dem § 3 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

"Im Jahr 2023 sind bei den Anteilen des Landes aus 
dem Aufkommen der Umsatzsteuer Einnahmen in Höhe 
von 48,5 Millionen Euro außer Betracht zu lassen."

2. § 20 a Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Auf bis zum Ablauf des 30. Juni 2023 gestellte Anträ-
ge der Gemeinden und Landkreise können aus Mitteln 
der Finanzausgleichsmasse 30 vom Hundert der för-
derfähigen Ausgaben der Beschaffung und Kraftfahr-
zeugmigration für die Erstausstattung mit der erfor-
derlichen Funktechnik zur Nutzung des Digitalfunks 
für Behörden und Organisationen mit Sicherheitsauf-
gaben in Thüringen bewilligt werden."

Artikel 4 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Erfurt, den  18. Juli 2023 
Die Präsidentin des Landtags 

Birgit Pommer
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Thüringer Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem Land Niedersachsen und dem Freistaat  
Thüringen über die Übertragung der Zuständigkeit in Staatsschutz-Strafsachen  

Vom 18. Juli 2023

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Dem am 5. Mai 2023 in Erfurt und am 11. April 2023 in 
Hannover unterzeichneten Staatsvertrag zwischen dem 
Land Niedersachsen und dem Freistaat Thüringen über 
die Übertragung der Zuständigkeit in Staatsschutz-Straf-
sachen wird zugestimmt. Der Staatsvertrag wird nachste-
hend veröffentlicht.

§ 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Ar-
tikel 5 Satz 3 in Kraft tritt, wird von der Präsidentin des 
Landtags im Gesetz- und Verordnungsblatt für den Frei-
staat Thüringen bekannt gemacht.

Erfurt, den  18. Juli 2023 
Die Präsidentin des Landtags 

Birgit Pommer

Staatsvertrag zwischen dem Land Niedersachsen und dem Freistaat Thüringen 
über die Übertragung der Zuständigkeit in Staatsschutz-Strafsachen

Das Land Niedersachsen,

vertreten durch den Niedersächsischen Ministerpräsi-
denten, 

dieser vertreten durch die Niedersächsische Justizminis-
terin,

und

der Freistaat Thüringen,

vertreten durch den Thüringer Ministerpräsidenten,

dieser vertreten durch die Thüringer Ministerin für Migra-
tion, Justiz und Verbraucherschutz,

schließen vorbehaltlich der Zustimmung ihrer verfassungs-
mäßig zuständigen Organe folgenden Staatsvertrag:

Artikel 1

1Die in § 120 Abs. 1 bis 3 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
(GVG) in der Fassung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1077), 
zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 7. Juli 
2021 (BGBl. I S. 2363), bezeichneten Aufgaben (Staats-
schutz-Strafsachen) werden dem Oberlandesgericht Cel-
le für das Gebiet des Freistaates Thüringen über tragen. 
2Dies gilt auch für Beschränkungen oder Erweiterungen 
des in Satz 1 genann ten Aufgabenbereichs durch künfti-
ges Bundesrecht.

Artikel 2

1Soweit das Land Niedersachsen in Strafsachen, für die das 
Oberlandesgericht Celle aufgrund des Artikels 1 zustän-
dig ist oder im Falle der Anklage zuständig gewesen wäre, 
Verfahrenskosten und Auslagen von Verfahrensbeteiligten 
zu tragen oder Entschädigungen zu leisten hat, kann es, 

soweit nicht der Bund zum Ausgleich verpflichtet ist, Er-
stattung vom Freistaat Thüringen verlangen. 2Dies gilt auch 
dann, wenn das Verfahren mangels hinreichenden Tat-
verdachts bezüglich einer die Zuständigkeit des Oberlan-
desgerichts Celle begründenden Straftat an die Thüringer 
Generalstaatsanwaltschaft in Jena abgegeben wird. 3Die 
Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für in den Verfahren 
nach Artikel 1 entstandene Personal- und Sachkosten der 
niedersächsischen Gerichte, Staatsanwaltschaften und 
Justizvollzugseinrichtungen sowie dem Land Niedersach-
sen entstandene Personal- und Sachkosten durch Einsät-
ze der Polizei. 4Baukostenzuschüsse sind nicht zu leisten. 
5Soweit im Fall einer Kostentragungspflicht der oder des 
Verurteilten von der Strafvollstreckungsbehörde eingezo-
gene Kos ten nicht der Bundeskasse verbleiben, stehen 
sie der Landeskasse des Freistaates Thüringen zu. 6Die 
Einzelheiten der Erstattung werden in einer gesonderten 
Verwal tungsvereinbarung über den Kostenausgleich in 
Staatsschutz-Strafsachen geregelt.

Artikel 3

Ist zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Staatsvertra-
ges nach Artikel 5 Satz 3 ein vom Generalbundesanwalt 
abgegebenes Verfahren bei der Thüringer Generalstaats-
anwaltschaft in Jena eingegangen oder ist die öffentliche 
Klage bei dem Thüringer Oberlandesgericht in Jena er-
hoben, so verbleibt es bei der bisherigen Zuständigkeit.

Artikel 4

1Der Staatsvertrag kann jeweils mit einer Frist von sechs 
Monaten zum Ende eines Kalenderjahres, erstmals jedoch 
nach Ablauf von fünf Jahren nach Inkrafttreten des Staats-
vertrages gemäß Artikel 5 Satz 3, schriftlich gekündigt wer-
den. 2Im Fall der Kün digung tritt er mit Wirksamwerden der 
Kündigung außer Kraft. 3Ist zum Zeitpunkt des Außerkraft-
tretens ein Verfahren nach Abgabe des Generalbundes-
anwalts gemäß § 142 a Abs. 2 GVG bereits bei der Gene
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ralstaatsanwaltschaft Celle oder dem Ober landesgericht 
Celle anhängig, so verbleibt es bei der Zuständigkeit des 
Oberlandes gerichts Celle sowie der Erstattungspflicht des 
Freistaates Thüringen gemäß Artikel 2 Sätze 1 bis 3.

Artikel 5

1Der Staatsvertrag bedarf der Ratifikation. 2Die Ratifikati-
onsurkunden werden bei der Niedersächsischen Staats-
kanzlei hinterlegt, die den für die Justiz zuständigen 
Ministe rien des Freistaates Thüringen und des Landes Nie-
dersachsen die Hinterlegung der letzten Urkunde mitteilt. 
3Der Staatsvertrag tritt am Ersten des Monats in Kraft, der 
auf die Hinterlegung der letzten Urkunde und auf die In-
betriebnahme des Hochsicherheits gebäudes in Celle folgt. 
4Den Tag der Inbetriebnahme des Hochsicherheitsgebäu-
des in Celle teilt das für Justiz zuständige Ministerium des 

Thüringer Gesetz zu dem Vierten Medienänderungsstaatsvertrag 
Vom 18. Juli 2023

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Dem am 11. Mai 2023 in Erfurt vom Freistaat Thüringen un-
terzeichneten Vierten Medienänderungsstaatsvertrag zwi-
schen dem Land Baden-Württemberg, dem Freistaat Bay-
ern, dem Land Berlin, dem Land Brandenburg, der Freien 
Hansestadt Bremen, der Freien und Hansestadt Hamburg, 
dem Land Hessen, dem Land Mecklenburg-Vorpommern, 
dem Land Niedersachsen, dem Land Nordrhein-Westfalen, 
dem Land Rheinland-Pfalz, dem Saarland, dem Freistaat 
Sachsen, dem Land Sachsen-Anhalt, dem Land Schles

wig-Holstein und dem Freistaat Thüringen wird zugestimmt. 
Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

§ 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Arti-
kel 4 Abs. 2 Satz 1 in Kraft tritt, wird von der Präsidentin 
des Landtags im Gesetz- und Verordnungsblatt für den 
Freistaat Thüringen bekannt gemacht.

Erfurt, den  18. Juli 2023 
Die Präsidentin des Landtags 

Birgit Pommer

Landes Niedersachsen dem für die Justiz zuständigen Mi-
nisterium des Freistaates Thüringen mit.

Hannover, den 11.04.2023

Für das Land Niedersachsen 
Für den Ministerpräsidenten 
Die Justizministerin
Dr. Kathrin Wahlmann 

Erfurt, den 05.05.2023

Für den Freistaat Thüringen
Der Ministerpräsident
vertreten durch die Ministerin für Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz
Doreen Denstädt

Vierter Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge
(Vierter Medienänderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen, 
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und 
der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag: 

Artikel 1 
Änderung des Medienstaatsvertrages

Der Medienstaatsvertrag vom 14. bis 28. April 2020, zuletzt 
geändert – vorbehaltlich seines vertragsgemäßen Inkraft-
tretens am 1. Juli 2023 – durch den Dritten Medienände-
rungsstaatsvertrag vom 21. Oktober 2022 und 2. Novem-
ber 2022, wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht werden nach der Angabe zu 
§ 31 folgende Angaben eingefügt:

"§ 31a Transparenz
§ 31b Compliance
§ 31c  Gemeinschaftseinrichtungen und Beteiligungs-

unternehmen
§ 31d Gremienaufsicht
§ 31e Interessenkollision".
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(2) Über die Vorgaben des Absatzes 1 hinausgehen-
de landesrechtliche Regelungen bleiben unberührt.

§ 31b 
Compliance

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio 
haben jeweils ein wirksames Compliance Management 
System nach anerkannten Standards zu gewährleisten 
und nach dem aktuellen Stand fortzuschreiben. Sie ha-
ben jeweils eine in Ausübung der Tätigkeit unabhängi-
ge Compliance-Stelle oder einen Compliance-Beauf-
tragten einzusetzen, die oder der regelmäßig an den 
Intendanten und an den Verwaltungsrat berichtet. So-
weit ein Aufsichtsgremium unmittelbar berührt ist, ist 
auch an dieses zu berichten. Die Compliance-Stellen 
und -Beauftragten tauschen sich untereinander aus.

(2) Darüber hinaus beauftragen die in der ARD zusam-
mengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF 
und das Deutschlandradio jeweils eine Ombudsperson 
als externe Anlaufstelle für vertrauliche und anonyme 
Hinweise zu Rechts- und Regelverstößen in den je-
weiligen Rundfunkanstalten. Die Ombudsperson soll 
die Befähigung zum Richteramt besitzen und darf kei-
ne wirtschaftlichen oder sonstigen Interessen haben, 
die geeignet sind, die neutrale und unabhängige Ver-
trauensstellung zu gefährden.

§ 31c 
Gemeinschaftseinrichtungen und 

Beteiligungsunternehmen

Bei Beteiligungsunternehmen im Sinne von § 42 Abs. 3 
und Gemeinschaftseinrichtungen der in der ARD zu-
sammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, des 
ZDF und des Deutschlandradios stellen die Rundfunk-
anstalten sicher, dass die Gemeinschaftseinrichtungen 
und Beteiligungsunternehmen über die Themen Trans-
parenz und Compliance dem zuständigen Aufsichtsgre-
mium regelmäßig berichten. Bei anderen Beteiligungen 
als solchen nach § 42 Abs. 3 sollen die Rundfunkanstal-
ten auf eine Berichterstattung nach Satz 1 hinwirken. 
Die Berichterstattung erfolgt bei Gemeinschaftsein-
richtungen auch an die jeweils federführende Anstalt; 
bei Beteiligungsunternehmen auch an alle beteiligten 
Rundfunkanstalten.

§ 31d 
Gremienaufsicht

(1) Die Aufsichtsgremien der in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten, des ZDF und 
des Deutschlandradios müssen personell und struktu-
rell in der Lage sein, die ihnen jeweils zugewiesenen 
Aufgaben umfassend zu erfüllen. Hierzu ist insbeson-
dere sicherzustellen, dass
1. in den Verwaltungsräten auch über die Mitglie-

der ausreichende Kenntnisse im Bereich der Wirt-
schaftsprüfung, der Betriebswirtschaft, des Rechts 
und der Medienwirtschaft oder der Medienwissen-
schaft vorhanden sind,

2. In § 30 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 wird – vorbehaltlich des In-
krafttretens des Dritten Medienänderungsstaatsvertra-
ges – das Wort "europäischen" gestrichen.

3. Nach § 31 werden die folgenden §§ 31a bis 31e ein-
gefügt:

"§ 31a 
Transparenz

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio 
sind verpflichtet, für eine größtmögliche Transparenz 
gegenüber der Öffentlichkeit Sorge zu tragen. Zu die-
sem Zweck haben sie die Organisationsstruktur, ein-
schließlich der Zusammensetzung der Gremien und 
ihrer eingesetzten Ausschüsse, alle Satzungen, Richt-
linien, Geschäftsordnungen sowie sonstige Informatio-
nen, die von wesentlicher Bedeutung für die jeweilige 
Rundfunkanstalt sind, in ihrem Internetauftritt zu ver-
öffentlichen. Dabei ist der Schutz personenbezogener 
Daten sowie von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen 
zu wahren. Die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutsch-
landradio veröffentlichen in ihren Geschäftsberichten 
und im jeweiligen Internetauftritt die für die Tätigkeit im 
Geschäftsjahr gewährten Bezüge ihrer jeweiligen In-
tendanten und Direktoren unter Namensnennung, so-
weit diese nicht einer Abführungspflicht unterliegen. Teil 
der zu veröffentlichenden Bezüge sind namentlich Auf-
wandsentschädigungen, Sitzungsgelder und sonstige 
geldwerte Vorteile. Satz 4 gilt insbesondere auch für
1. Leistungen, die den genannten Personen für den 

Fall einer vorzeitigen Beendigung ihrer Tätigkeit zu-
gesagt worden sind,

2. Leistungen, die den genannten Personen für den 
Fall der regulären Beendigung ihrer Tätigkeit zuge-
sagt worden sind, mit ihrem Barwert sowie den von 
den in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, dem ZDF und dem Deutschland-
radio während des Geschäftsjahres hierfür aufge-
wandten oder zurückgestellten Betrag,

3. während des Geschäftsjahres vereinbarte Ände-
rungen dieser Zusagen,

4. Leistungen, die einer der genannten Personen, die 
ihre Tätigkeit im Laufe des Geschäftsjahres been-
det hat, in diesem Zusammenhang zugesagt und 
im Laufe des Geschäftsjahres gewährt worden sind,

5. Leistungen, die den genannten Personen für Tätig-
keiten bei Tochter- und Beteiligungsgesellschaften 
gewährt worden sind, und

6. Leistungen, die den genannten Personen für ent-
geltliche Nebentätigkeiten gewährt worden sind; 
dies gilt nicht für Nebentätigkeiten, die nicht im 
Zusammenhang mit der Haupttätigkeit stehen und 
wenn die Höhe der hierfür jeweils vereinbarten Ein-
künfte den Betrag von 1.000 Euro monatlich nicht 
übersteigt.

Die Geschäftsberichte und die Internetauftritte nach 
Satz 4 haben zudem Angaben über die Tarifstrukturen 
und eine strukturierte Darstellung der außertariflichen 
Vereinbarungen zu enthalten.
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2. die Mitglieder der jeweiligen Gremien sich zur Er-
füllung ihrer Aufgaben regelmäßig fortbilden; hier-
zu haben die in der ARD zusammengeschlosse-
nen Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das 
Deutschlandradio den jeweiligen Gremien ange-
messene Mittel zur Verfügung zu stellen, um auch 
externe Fort- und Weiterbildung zu ermöglichen,

3. für die Gremien Geschäftsstellen eingerichtet wer-
den, welche angemessen mit Personal- und Sach-
mitteln ausgestattet sind; die Mitarbeiter der Ge-
schäftsstellen sind in ihrer Tätigkeit fachlich nur den 
Weisungen der Gremienvorsitzenden unterworfen.

(2) Über die Vorgaben des Absatzes 1 hinausgehen-
de landesrechtliche Regelungen bleiben unberührt.

§ 31e 
Interessenkollision

(1) Mitglieder eines Aufsichtsgremiums dürfen keine 
wirtschaftlichen oder sonstigen Interessen haben, die 
geeignet sind, die Erfüllung ihrer Aufgaben als Mitglied 
zu gefährden (Interessenkollision).

(2) Mitglieder eines Aufsichtsgremiums dürfen weder 
beratend noch entscheidend mitwirken, wenn bei der 
Entscheidung einer Angelegenheit ein Grund vorliegt, 
der geeignet ist, Misstrauen gegen die unparteiische 
Erfüllung ihrer Aufgaben zu rechtfertigen.

(3) Liegen hinreichende Anhaltspunkte für das Vorlie-
gen der Voraussetzungen des Absatzes 1 oder des Ab-
satzes 2 bei einem Mitglied vor, informieren der Vor-
sitzende oder dessen Stellvertreter das Gremium. Ein 
betroffenes Mitglied hat Tatsachen, die die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 begrün-
den können, unverzüglich dem Vorsitzenden des jewei-
ligen Gremiums und seinem Stellvertreter anzuzeigen. 
Das Gremium entscheidet über den Ausschluss. An die-
ser Entscheidung darf der Betroffene nicht mitwirken. 

(4) Über die Vorgaben der Absätze 1 bis 3 hinausgehen-
de landesrechtliche Regelungen bleiben unberührt."

4. In § 32 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 1 – in der Fassung des 
Artikels 1 Nr. 7 Buchst. a des Dritten Medienänderungs-
staatsvertrags – wird die Angabe "§ 30 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 4" durch die Angabe "§ 30 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5" er-
setzt.

Artikel 2 
Änderung des ZDF-Staatsvertrages

§ 30a Abs. 5 und 6 des ZDF-Staatsvertrages vom 31. Au-
gust 1991, zuletzt geändert durch den Staatsvertrag zur 
Modernisierung der Medienordnung in Deutschland vom 
14. bis 28. April 2020, wird aufgehoben.

Artikel 3 
Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages

§ 30a Abs. 5 und 6 des Deutschlandradio-Staatsvertrages 
vom 17. Juni 1993, zuletzt geändert durch den Staatsver

trag zur Modernisierung der Medienordnung in Deutsch-
land vom 14. bis 28. April 2020, wird aufgehoben.

Artikel 4 
Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung der in den Artikeln 1 bis 3 geänder-
ten Staatsverträge sind die dort jeweils vorgesehenen Kün-
digungsvorschriften maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. 
Sind bis zum 31. Dezember 2023 nicht alle Ratifikations-
urkunden bei der oder dem Vorsitzenden der Konferenz 
der Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder 
hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos.

(3) Die oder der Vorsitzende der Konferenz der Regie-
rungschefinnen und Regierungschefs der Länder teilt den 
Ländern die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des Me-
dienstaatsvertrages, des ZDF-Staatsvertrages und des 
Deutschlandradio-Staatsvertrages in der Fassung, die 
sich aus den Artikeln 1 bis 3 ergibt, mit neuem Datum be-
kannt zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg:
Der Ministerpräsident
Stuttgart, den 12. Mai 2023 
Winfried Kretschmann

Für den Freistaat Bayern:
Der Ministerpräsident
München, den 12. Mai 2023 
Markus Söder

Für das Land Berlin:
Der Bürgermeister
Berlin, den 11. Mai 2023
Kai Wegner

Für das Land Brandenburg:
Der Ministerpräsident
Potsdam, den 16. Mai 2023 
Dietmar Woidke

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Der Bürgermeister
Bremen, den 15. Mai 2023
Andreas Bovenschulte

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Der Bürgermeister
Hamburg, den 9. Mai 2023 
Peter Tschentscher

Für das Land Hessen:
Der Ministerpräsident
Wiesbaden, den 12. Mai 2023
Boris Rhein

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Die Vizeministerpräsidentin
Schwerin, den 16. Mai 2023
In Vertretung Simone Oldenburg
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Für das Land Niedersachsen:
Der Ministerpräsident
Hannover, den 16. Mai 2023
Stephan Weil

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Der Ministerpräsident
Düsseldorf, den 15. Mai 2023
Hendrik Wüst

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Die Ministerpräsidentin
Mainz, den 12. Mai 2023
Malu Dreyer

Für das Saarland:
Die Ministerpräsidentin
Saarbrücken, den 9. Mai 2023
Anke Rehlinger

Für den Freistaat Sachsen:
Der Ministerpräsident
Dresden, den 16. Mai 2023
Michael Kretschmer

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Der Ministerpräsident
Magdeburg, den 12. Mai 2023
Dr. Reiner Haseloff

Für das Land Schleswig-Holstein:
Der Ministerpräsident
Kiel, den 11. Mai 2023
Daniel Günther

Für den Freistaat Thüringen:
Der Ministerpräsident
Erfurt, den 11. Mai 2023
Bodo Ramelow

Achtes Gesetz zur Änderung des Thüringer Sinnesbehindertengeldgesetzes 
Vom 18. Juli 2023

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Thüringer Sinnesbehindertengeldgesetz in der Fas-
sung vom 7. Oktober 2010 (GVBI. S. 319), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Februar 2023 
(GVBI. S. 28), wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Blinde Menschen erhalten ein Sinnesbehin-
dertengeld in Höhe von 472 Euro monatlich."

bb) In Satz 2 werden die Worte "erhöhen sich die 
Beträge nach Satz 1 um jeweils 100 Euro" durch 
die Worte "erhöht sich der Betrag um 172 Euro" 
ersetzt.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

"(2) Gehörlose Menschen erhalten ein Sinnesbe-
hehindertengeld in Höhe von 172 Euro monatlich."

c) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Blinde oder gehörlose Menschen, die in einer sta-
tionären Einrichtung leben, erhalten abweichend 

von den Absätzen 1 und 2 Sinnesbehindertengeld 
in Höhe von 107,62 Euro monatlich."

d) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Blinde oder gehörlose Menschen, die eine Frei-
heitsstrafe verbüßen, in Sicherungsverwahrung 
oder aufgrund strafgerichtlichen Urteils in einem 
psychiatrischen Krankenhaus, einer Entziehungs-
anstalt oder einer sozialtherapeutischen Anstalt un-
tergebracht sind, erhalten abweichend von den Ab-
sätzen 1 und 2 Sinnesbehindertengeld in Höhe von 
107,62 Euro monatlich."

2. § 4 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung:

"1. bei dem Pflegegrad 2  215,23 Euro oder"

b) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

"2. bei den Pflegegraden 3 bis 5 jeweils 150,45 Euro"

3. In § 11 Abs. 1 Satz 2 wird die Verweisung "§ 2 Abs. 3 
Satz 1" durch die Verweisung "§ 2 Abs. 1 Satz 2" er-
setzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2023 in Kraft.

Erfurt, den  18. Juli 2023 
Die Präsidentin des Landtags 

Birgit Pommer
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Verordnung 
zur Ausführung des Thüringer Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft (ThürSchfTGAVO) 

Vom 27. Juni 2023

Aufgrund des § 7 Abs. 3 Satz 2, des § 17 Abs. 4 Satz 2 so-
wie des § 18 Abs. 2 Satz 5 und 9 in Verbindung mit Satz 5, 
Abs. 10 Satz 7 und Abs. 11 Satz 3 des Thüringer Geset-
zes über Schulen in freier Trägerschaft (ThürSchfTG) vom 
20. Dezember 2010 (GVBl. S. 522), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Mai 2023 (GVBl. S. 186, 
187), verordnet die Landesregierung nach Anhörung der 
freien Schulträgerinnen und Schulträger:

§ 1 
Begriffsbestimmung

Ministerium im Sinne dieser Rechtsverordnung ist das für 
das Schulwesen zuständige Ministerium.

§ 2 
Ermittlung der Anzahl der Schülerinnen und Schüler

(1) Schulträgerinnen und Schulträger, die staatliche Finanz-
hilfe beantragen wollen, haben dem Ministerium die Anzahl 
ihrer Schülerinnen und Schüler am 1. März des Finanz-
hilfejahrs nach § 18 Abs. 5 Satz 1 ThürSchfTG (Stichtag) 
bis zum Ablauf des darauf folgenden 15. März zu melden. 
Das Ministerium kann vorschreiben, dass für die Meldung 
von ihm herausgegebene Formblätter zu verwenden sind 
oder eine elektronische Erfassung zu erfolgen hat.

(2) Bei allgemein bildenden Schulen hat die Meldung nach 
Absatz 1 die Anzahl der Schülerinnen und Schüler jeweils 
getrennt nach Klassenstufen auszuweisen. Bei berufsbil-
denden Schulen hat die Meldung nach Absatz 1 die An-
zahl der Schülerinnen und Schüler in jedem an der Schu-
le unterrichteten Bildungsgang auszuweisen.

(3) Für jede Schülerin und jeden Schüler mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf im gemeinsamen Unterricht ist bei 
der Meldung nach Absatz 1 der Förderschwerpunkt nach 
der Einteilung nach Anlage 1 Nr. 1 Buchst. d zum Thürin-
ger Gesetz über Schulen in freier Trägerschaft anzugeben. 
Die Meldung hat weiterhin die Erklärung zu enthalten, dass 
für die jeweiligen Schülerinnen und Schüler ein sonderpä-
dagogisches Gutachten im Sinne des § 8a Abs. 2 Satz 3 
des Thüringer Schulgesetzes vorliegt.

(4) Schulträgerinnen und Schulträger haben mit der Mel-
dung nach Absatz 1 mitzuteilen, ob und wie viele Schüle-
rinnen und Schüler an der jeweiligen Schule in Bildungs-
gängen unterrichtet wurden, die im Finanzhilfejahr vor 
dem 1. März regulär beendet wurden, und wie viele die-
ser Schülerinnen und Schüler sich in den Abschlussklas-
sen befunden haben.

(5) Bei Schulen, die aufgrund einer Ausnahme von der War-
tefrist nach § 17 Abs. 3 Satz 3 ThürSchfTG erstmalig staat-
liche Finanzhilfe erhalten, wird die Anzahl der Schülerinnen 
und Schüler für die Berechnung der staatlichen Finanzhil-
fe im ersten Finanzhilfejahr aus der amtlichen Schulsta-
tistik ermittelt, die nach dem Betriebsbeginn erhoben wird.

(6) Bei Schulen, die sich im Aufbau befinden, wird die An-
zahl der Schülerinnen und Schüler, die für die Berechnung 
der nach § 18 Abs. 5 Satz 3 ThürSchfTG zu zahlenden Fi-
nanzhilfe erforderlich ist, ermittelt, indem die Zahl der zu 
Beginn des Schuljahrs neu hinzugekommenen Schülerin-
nen und Schüler der amtlichen Schulstatistik des Finanz-
hilfejahrs entnommen wird.

§ 3 
Auszahlung der staatlichen Finanzhilfe

(1) Schulträgerinnen und Schulträgern wird auf Antrag 
staatliche Finanzhilfe ausgezahlt. Das Ministerium kann 
ein für die Beantragung zu verwendendes Formular her-
ausgeben. Der Antrag soll bis zum Ablauf des 30. Novem-
ber des dem Finanzhilfejahr vorangehenden Jahrs beim 
Ministerium eingehen.

(2) Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt entsprechend für die Aus-
zahlung der staatlichen Finanzhilfe für Schulen, die erst-
malig nach Ablauf der Wartefrist nach § 17 Abs. 3 Satz 2 
ThürSchfTG finanzhilfeberechtigt werden. Der Antrag nach 
Satz 1 soll bis zum Ablauf des 30. Juni des Finanzhilfe-
jahrs beim Ministerium eingehen.

(3) Für Schulen, die nach § 17 Abs. 3 Satz 3 ThürSchfTG 
erstmalig staatliche Finanzhilfe aufgrund einer Ausnahme 
von der Wartefrist in Anspruch nehmen, gelten Absatz 1 
Satz 1 und 2 sowie Absatz 2 Satz 2 entsprechend.

(4) Für Schulen, die sich im Aufbau befinden und Finanz-
hilfe nach § 18 Abs. 5 Satz 3 ThürSchfTG in Anspruch neh-
men, gilt Absatz 1 entsprechend mit der Maßgabe, dass 
der Antrag bis zum Ablauf des 1. Oktober des Finanzhil-
fejahrs beim Ministerium eingehen soll.

(5) Die staatliche Finanzhilfe wird in zwölf monatlichen 
Raten jeweils zum letzten Tag eines Kalendermonats ge-
zahlt. Die Raten, die bis zum Erlass des Bescheids über die 
staatliche Finanzhilfe für das Finanzhilfejahr gezahlt wer-
den, sind Abschlagszahlungen auf die staatliche Finanz-
hilfe. Sie betragen in der Regel ein Zwölftel der im Vorjahr 
gewährten staatlichen Finanzhilfe. Im Bescheid über die 
staatliche Finanzhilfe für das Finanzhilfejahr werden die 
nach § 2 Abs. 1 bis 4 gemeldeten Schülerzahlen des lau-
fenden Finanzhilfejahrs sowie die geleisteten Abschlags-
zahlungen im Wege einer Schlussrechnung berücksich-
tigt und die Höhe der verbleibenden im Finanzhilfejahr zu 
zahlenden Raten festgesetzt.

(6) Das Ministerium kann Auszahlungen zurückbehalten, 
solange Schulträgerinnen und Schulträger den nach § 4 
zu erbringenden Nachweis der Verwendung der staat-
lichen Finanzhilfe für vorangegangene Finanzhilfejahre 
nicht vorgelegt haben.
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§ 4 
Nachweis der Verwendung

(1) Schulträgerinnen und Schulträger haben für ein abge-
laufenes Finanzhilfejahr spätestens bis zum Ablauf des 
31. August des folgenden Kalenderjahrs beim zuständigen 
Staatlichen Schulamt einen Nachweis über die Verwen-
dung der staatlichen Finanzhilfe (Verwendungsnachweis) 
vorzulegen. Das zuständige Staatliche Schulamt kann die 
Frist in Ausnahmefällen auf begründeten schriftlichen An-
trag verlängern und informiert hierüber das Ministerium.

(2) Das Ministerium gibt die für den Verwendungsnachweis 
zu benutzenden Formulare auf seiner Internetseite vor.

(3) Im Verwendungsnachweis ist anzugeben, in welchem 
zeitlichen Umfang und in welchen Fächern die genehmig-
ten oder angezeigten Lehrkräfte sowie das in § 18 Abs. 1 
Satz 2 ThürSchfTG genannte Personal eingesetzt wor-
den sind. Für den Zeitpunkt, ab dem frühestens die Kos-
ten für Personal nach Satz 1 berücksichtigt werden kön-
nen, ist der Eingang der Anzeige nach § 5 Abs. 3 Satz 1 
und Abs. 9 Satz 1 bis 3 sowie 5 ThürSchfTG maßgebend.

(4) Sofern Schulträgerinnen und Schulträger zur Deckung 
von Personal- und Sachkosten für den Betrieb der Schule 
andere öffentliche Mittel aus dem Landeshaushalt in An-
spruch genommen haben, sind diese Mittel im Verwen-
dungsnachweis nach Art, Zuwendungszweck und Um-
fang anzugeben.

(5) Schulträgerinnen und Schulträger sind verpflichtet, die 
dem Verwendungsnachweis zugrunde liegenden Belege 
dem zuständigen Staatlichen Schulamt oder dem Minis-
terium auf deren Verlangen vorzulegen. Er hat alle Unter-
lagen und elektronisch gespeicherten Daten, welche die 
Verwendung der staatlichen Finanzhilfe betreffen, fünf Jah-
re aufzubewahren. Die Frist beginnt mit Ablauf des Kalen-
derjahrs, in dem der Verwendungsnachweis vorzulegen ist. 
Zu den Belegen gehören auch Abschriften der sonderpäd-
agogischen Gutachten nach § 2 Abs. 3 Satz 2.

§ 5 
Prüfungsgebühren

Die Höhe der Gebühr für die Abschlussprüfung einer Schü-
lerin oder eines Schülers einer berufsbildenden, nicht staat-
lich anerkannten Ersatzschule nach § 7 Abs. 3 ThürSchfTG 
beträgt je nach Prüfungsaufwand 100 bis 610 Euro je Prü-
fung. Die Gebühr bezieht sich auf das gesamte Prüfungs-
verfahren der Schülerin oder des Schülers, einschließlich 
möglicher Nach- und Wiederholungsprüfungen.

§ 6 
Auskunftspflicht zu Einnahmen und Ausgaben

Die Auskunft der Schulträgerinnen und Schulträger über 
Einnahmen und Ausgaben ihrer Ersatzschulen nach § 18 
Abs. 10 Satz 5 ThürSchfTG erfolgt getrennt vom Verwen-
dungsnachweis nach § 4 Abs. 1 Satz 1 ebenfalls zum Ab-
lauf des 31. August des Kalenderjahrs, das dem Finanz-
hilfejahr folgt. Die Auskunft umfasst die Einnahmen und 
Ausgaben eines Finanzhilfejahrs und ist von den gesetz

lichen Vertretungsberechtigten der Schulträgerinnen und 
Schulträger zu unterzeichnen. Einnahmen und Ausgaben 
nach Satz 1 sind getrennt und für jede Schule gesondert 
aufzuführen. Einnahmen, die aufgrund von Zahlungen pri-
vater oder öffentlich-rechtlicher Personen oder Einrich-
tungen ohne Gegenleistung erzielt werden, sind als Zu-
wendungen aufzuführen; Einnahmen aus gegenseitigen 
Verträgen, Schenkungen mit Auflage oder öffentlicher Pro-
jektförderung sind als zweckgebundene Mittel aufzuführen. 
Die Gegenleistungen, Auflagen oder Zweckbindungen sol-
len summarisch aufgelistet werden. Das Schulgeld ist als 
besondere Einnahme und in einer Gesamtsumme auszu-
weisen. Die Ausgaben sind nach Kostenarten zu gliedern. 
Das Ministerium gibt verbindliche Formblätter für die Aus-
kunftserteilung heraus, die von allen Schulträgern zu ver-
wenden sind.

§ 7 
Bildungsgänge und Berufsfelder

Bei der Entscheidung über Anträge nach § 17 Abs. 4 
ThürSchfTG auf Ausnahmen von der Wartefrist richtet 
sich die Zuordnung der Bildungsgänge an berufsbilden-
den Schulen in freier Trägerschaft zu den jeweiligen Be-
rufsfeldern nach der Anlage.

§ 8 
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung 
gelten jeweils auch für Personen, die mit der Angabe "di-
vers" oder ohne eine Angabe des Geschlechts in das Ge-
burtenregister eingetragen sind.

§ 9 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

Erfurt, den 27. Juni 2023

Die Landesregierung

Der Ministerpräsident Der Minister für Bildung,
 Jugend und Sport

Bodo Ramelow Helmut Holter
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Anlage
(zu § 7)

Zuordnung der Bildungsgänge an berufsbildenden Schulen

Die Bildungsgänge an berufsbildenden Schulen in freier Trägerschaft werden folgenden Berufsfeldern oder Fachrichtun-
gen zugeordnet:

1 Berufsfelder der Schulform Berufsschule1 

1.1 Agrarwirtschaft

1.1.1 Forstwirtin und Forstwirt

1.1.2 Gärtnerin mit den Fachrichtungen Baumschule, Friedhofsgärtnerei, Garten- und Landschaftsbau, Gemüsebau, 
Obstbau, Staudengärtnerei sowie Zierpflanzenbau und Gärtner mit den Fachrichtungen Baumschule, Friedhofs-
gärtnerei, Garten- und Landschaftsbau, Gemüsebau, Obstbau, Staudengärtnerei sowie Zierpflanzenbau

1.1.3 Landwirtin und Landwirt

1.1.4 Pferdewirtin und Pferdewirt

1.1.5 Tierwirtin mit den Fachrichtungen Rinderhaltung sowie Schweinehaltung und Tierwirt mit den Fachrichtungen 
Rinderhaltung sowie Schweinehaltung

1.2 Bautechnik

1.2.1 Ausbaufacharbeiterin mit den Schwerpunkten Fliesen-, Platten- und Mosaikarbeiten, Stukkateurarbeiten, Tro-
ckenbauarbeiten, Wärme-, Kälte- und Schallschutzarbeiten sowie Zimmerarbeiten und Ausbaufacharbeiter mit 
den Schwerpunkten Fliesen-, Platten- und Mosaikarbeiten, Stukkateurarbeiten, Trockenbauarbeiten, Wärme-, 
Kälte- und Schallschutzarbeiten sowie Zimmerarbeiten

1.2.2 Bauzeichnerin mit den Schwerpunkten Architektur sowie Ingenieurbau und Bauzeichner mit den Fachrichtun-
gen Architektur sowie Ingenieurbau

1.2.3 Beton- und Stahlbetonbauerin und Beton- und Stahlbetonbauer

1.2.4 Dachdeckerin und Dachdecker

1.2.5 Fachkraft für Holz- und Bautenschutzarbeiten

1.2.6 Fliesen-, Platten- und Mosaiklegerin und Fliesen-, Platten- und Mosaikleger

1.2.7 Gleisbauerin und Gleisbauer

1.2.8 Hochbaufacharbeiterin mit den Schwerpunkten Beton- und Stahlbetonarbeiten sowie Maurerarbeiten und Hoch-
baufacharbeiter mit den Schwerpunkten Beton- und Stahlbetonarbeiten sowie Maurerarbeiten

1.2.9 Holz- und Bautenschützerin und Holz- und Bautenschützer

1.2.10 Kanalbauerin und Kanalbauer

1.2.11 Maurerin und Maurer

1.2.12 Rohrleitungsbauerin und Rohrleitungsbauer

1.2.13 Straßenbauerin und Straßenbauer

1 Bildungsgänge nach § 42m der Handwerksordnung in der Fassung vom 24. September 1998 (BGBl. I S. 3074; 2006 I S. 2095) oder 
§ 66 des Berufsbildungsgesetzes vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931) jeweils in der jeweils geltenden Fassung (Berufe für Behinder-
te und Benachteiligte) sind unter Nummer 1 nicht ausdrücklich aufgeführt. Sie folgen in der Systematik der Berufsfelder den jeweili-
gen regulären Bildungsgängen nach Nummer 1.

https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-FrTrSchulGAVTH2016pP7/format/xsl/part/s?oi=nm2gaeuUw3&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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1.2.14 Straßenwärterin und Straßenwärter

1.2.15 Stuckateurin und Stuckateur

1.2.16 Tiefbaufacharbeiterin mit den Schwerpunkten Gleisbauarbeiten, Kanalbauarbeiten, Rohrleitungsbauarbeiten so-
wie Straßenbauarbeiten und Tiefbaufacharbeiter mit den Schwerpunkten Gleisbauarbeiten, Kanalbauarbeiten, 
Rohrleitungsbauarbeiten sowie Straßenbauarbeiten

1.2.17 Trockenbaumonteurin und Trockenbaumonteur

1.2.18 Wärme-, Kälte- und Schallschutzisoliererin und Wärme-, Kälte- und Schallschutzisolierer

1.2.19 Zimmerin und Zimmerer

1.3 Chemie, Physik, Biologie

1.3.1 Chemielaborantin und Chemielaborant

1.3.2 Fachkraft für Abwassertechnik

1.3.3 Fachkraft für Kreislauf- und Abfallwirtschaft

1.3.4 Fachkraft für Rohr-, Kanal- und Industrieservice

1.3.5 Fachkraft für Wasserversorgungstechnik

1.4 Elektrotechnik

1.4.1 Elektroanlagenmonteurin und Elektroanlagenmonteur

1.4.2 Elektronikerin mit den Fachrichtungen Automatisierungs- und Systemtechnik sowie Energie- und Gebäudetech-
nik und Elektroniker mit den Fachrichtungen Automatisierungs- und Systemtechnik sowie Energie- und Gebäu-
detechnik

1.4.3 Elektronikerin für Automatisierungstechnik und Elektroniker für Automatisierungstechnik

1.4.4 Elektronikerin für Betriebstechnik und Elektroniker für Betriebstechnik

1.4.5 Elektronikerin für Gebäudesystemintegration und Elektroniker für Gebäudesystemintegration

1.4.6 Elektronikerin für Geräte und Systeme und Elektroniker für Geräte und Systeme

1.4.7 Elektronikerin für Informations- und Systemtechnik und Elektroniker für Informations- und Systemtechnik

1.4.8 Industrieelektrikerin mit den Fachrichtungen Betriebstechnik sowie Geräte und Systeme und Industrieelektriker 
mit den Fachrichtungen Betriebstechnik sowie Geräte und Systeme

1.4.9 Informationselektronikerin und Informationselektroniker

1.5 Ernährung und Hauswirtschaft

1.5.1 Bäckerin und Bäcker

1.5.2 Fachfrau für Restaurants und Veranstaltungsgastronomie und Fachmann für Restaurants und Veranstaltungs-
gastronomie

1.5.3 Fachfrau für Systemgastronomie und Fachmann für Systemgastronomie

1.5.4 Fachkraft für Gastronomie mit den Schwerpunkten Restaurantservice sowie Systemgastronomie

1.5.5 Fachkraft Küche
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1.5.6 Fachverkäuferin im Lebensmittelhandwerk mit den Schwerpunkten Bäckerei, Konditorei sowie Fleischerei und 
Fachverkäufer im Lebensmittelhandwerk mit den Schwerpunkten Bäckerei, Konditorei sowie Fleischerei

1.5.7 Fleischerin und Fleischer

1.5.8 Hauswirtschafterin und Hauswirtschafter

1.5.9 Hotelfachfrau und Hotelfachmann

1.5.10 Kauffrau im Hotelmanagement und Kaufmann im Hotelmanagement

1.5.11 Köchin und Koch

1.5.12 Konditorin und Konditor

1.6 Fahrzeugtechnik

1.6.1 Fahrradmonteurin und Fahrradmonteur

1.6.2 Karosserie- und Fahrzeugbaumechanikerin mit den Fachrichtungen Karosserieinstandhaltungstechnik sowie Ka-
rosserie- und Fahrzeugbautechnik und Karosserie- und Fahrzeugbaumechaniker mit den Fachrichtungen Ka-
rosserieinstandhaltungstechnik sowie Karosserie- und Fahrzeugbautechnik

1.6.3 Kraftfahrzeugmechatronikerin mit den Schwerpunkten Karosserietechnik, Motorradtechnik, Nutzfahrzeugtech-
nik, Personenkraftwagentechnik sowie System- und Hochvolttechnik und Kraftfahrzeugmechatroniker mit den 
Schwerpunkten Karosserietechnik, Motorradtechnik, Nutzfahrzeugtechnik, Personenkraftwagentechnik sowie 
System- und Hochvolttechnik

1.6.4 Land- und Baumaschinenmechatronikerin und Land- und Baumaschinenmechatroniker

1.6.5 Zweiradmechatronikerin und Zweiradmechatroniker

1.7 Farbtechnik und Raumgestaltung

1.7.1 Fahrzeuglackiererin und Fahrzeuglackierer

1.7.2 Malerin und Lackiererin und Maler und Lackierer

1.7.3 Polsterin und Polsterer

1.7.4 Raumausstatterin und Raumausstatter

1.8 Holztechnik

1.8.1 Holzbearbeitungsmechanikerin und Holzbearbeitungsmechaniker

1.8.2 Holzbildhauerin und Holzbildhauer

1.8.3 Holzmechanikerin und Holzmechaniker

1.8.4 Tischlerin und Tischler

1.9 Körperpflege

1.9.1 Friseurin und Friseur

1.9.2 Kosmetikerin und Kosmetiker

1.10 Drucktechnik/Medientechnik

1.10.1 Buchbinderin und Buchbinder
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1.10.2 Mediengestalterin Digital und Print mit den Fachrichtungen Beratung und Planung, Gestaltung und Technik so-
wie Konzeption und Visualisierung und Mediengestalter Digital und Print mit den Fachrichtungen Beratung und 
Planung, Gestaltung und Technik sowie Konzeption und Visualisierung

1.10.3 Medientechnologin Druckverarbeitung und Medientechnologe Druckverarbeitung

1.10.4 Medientechnologin Druck und Medientechnologe Druck

1.10.5 Medientechnologin Siebdruck und Medientechnologe Siebdruck

1.11 Metalltechnik

1.11.1 Anlagenmechanikerin und Anlagenmechaniker

1.11.2 Anlagenmechanikerin für Sanitär-, Heizungs- und Klimatechnik und Anlagenmechaniker für Sanitär-, Heizungs- 
und Klimatechnik

1.11.3 Aufbereitungsmechanikerin mit den Fachrichtungen Naturstein sowie Sand und Kies und Aufbereitungsmecha-
niker mit den Fachrichtungen Naturstein sowie Sand und Kies

1.11.4 Bergbautechnologin und Bergbautechnologe

1.11.5 Büchsenmacherin und Büchsenmacher

1.11.6 Fachkraft für Metalltechnik mit den Fachrichtungen Konstruktionstechnik, Montagetechnik, Umform- und Draht-
technik sowie Zerspanungstechnik

1.11.7 Feinoptikerin und Feinoptiker

1.11.8 Fluggerätmechanikerin und Fluggerätmechaniker

1.11.9 Gießereimechanikerin mit den Schwerpunkten Druck- und Kokillenguss, Handformguss sowie Maschinenform-
guss und Gießereimechaniker mit den Schwerpunkten Druck- und Kokillenguss, Handformguss sowie Maschi-
nenformguss

1.11.10 Graveurin und Graveur

1.11.11 Industriemechanikerin und Industriemechaniker

1.11.12 Klempnerin und Klempner

1.11.13 Konstruktionsmechanikerin und Konstruktionsmechaniker

1.11.14 Metallbauerin mit den Fachrichtungen Konstruktionstechnik, Metallgestaltung sowie Nutzfahrzeugbau und Me-
tallbauer mit den Fachrichtungen Konstruktionstechnik, Metallgestaltung  sowie Nutzfahrzeugbau 

1.11.15 Metallbildnerin und Metallbildner

1.11.16 Technische Modellbauerin und Technischer Modellbauer

1.11.17 Technische Produktdesignerin mit den Fachrichtungen Maschinen- und Anlagenkonstruktion sowie Produktge-
staltung und -konstruktion und Technischer Produktdesigner mit den Fachrichtungen Maschinen- und Anlagen-
konstruktion sowie Produktgestaltung und -konstruktion

1.11.18 Technische Systemplanerin mit den Fachrichtungen Stahl- und Metallbautechnik sowie Versorgungs- und Aus-
rüstungstechnik und Technischer Systemplaner mit den Fachrichtungen Stahl- und Metallbautechnik sowie Ver-
sorgungs- und Ausrüstungstechnik

1.11.19 Werkzeugmechanikerin und Werkzeugmechaniker

1.11.20 Zerspanungsmechanikerin und Zerspanungsmechaniker
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1.12 Wirtschaft und Verwaltung

1.12.1 Automobilkauffrau und Automobilkaufmann

1.12.2 Bankkauffrau und Bankkaufmann

1.12.3 Drogistin und Drogist

1.12.4 Fachangestellte für Arbeitsmarktdienstleistungen und Fachangestellter für Arbeitsmarktdienstleistungen

1.12.5 Fachangestellte für Medien- und Informationsdienste mit den Fachrichtungen Archiv, Bibliothek, Information und 
Dokumentation sowie Medizinische Dokumentation und Fachangestellter für Medien- und Informationsdienste 
mit den Fachrichtungen Archiv, Bibliothek, Information und Dokumentation sowie Medizinische Dokumentation

1.12.6 Fachkraft für Kurier-, Express- und Postdienstleistungen

1.12.7 Fachkraft für Lagerlogistik

1.12.8 Fachlageristin und Fachlagerist

1.12.9 Immobilienkauffrau und Immobilienkaufmann

1.12.10 Industriekauffrau und Industriekaufmann

1.12.11 Kauffrau für Büromanagement und Kaufmann für Büromanagement

1.12.12 Kauffrau für Dialogmarketing und Kaufmann für Dialogmarketing

1.12.13 Kauffrau für Groß- und Außenhandelsmanagement mit den Fachrichtungen Außenhandel sowie Großhandel und 
Kaufmann für Groß- und Außenhandelsmanagement mit den Fachrichtungen Außenhandel sowie Großhandel

1.12.14 Kauffrau für Spedition und Logistikdienstleistungen und Kaufmann für Spedition und Logistikdienstleistungen

1.12.15 Kauffrau für Tourismus und Freizeit und Kaufmann für Tourismus und Freizeit

1.12.16 Kauffrau für Versicherungen und Finanzanlagen und Kaufmann für Versicherungen und Finanzanlagen

1.12.17 Kauffrau im E-Commerce und Kaufmann im E-Commerce

1.12.18 Kauffrau im Einzelhandel und Kaufmann im Einzelhandel

1.12.19 Kauffrau im Gesundheitswesen und Kaufmann im Gesundheitswesen

1.12.20 Medienkauffrau Digital und Print und Medienkaufmann Digital und Print

1.12.21 Personaldienstleistungskauffrau und Personaldienstleistungskaufmann

1.12.22 Rechtsanwaltsfachangestellte und Rechtsanwaltsfachangestellter

1.12.23 Servicefachkraft für Dialogmarketing

1.12.24 Sozialversicherungsfachangestellte und Sozialversicherungsfachangestellter

1.12.25 Sport- und Fitnesskauffrau und Sport- und Fitnesskaufmann

1.12.26 Steuerfachangestellte und Steuerfachangestellter

1.12.27 Tourismuskauffrau (Kauffrau für Privat- und Geschäftsreisen) und Tourismuskaufmann (Kaufmann für Privat- 
und Geschäftsreisen)

1.12.28 Veranstaltungskauffrau und Veranstaltungskaufmann
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1.12.29 Verkäuferin und Verkäufer

1.12.30 Verwaltungsfachangestellte und Verwaltungsfachangestellter 

1.13 Einzelberufe ohne Zuordnung zu einem Berufsfeld

1.13.1 Augenoptikerin und Augenoptiker

1.13.2 Baugeräteführerin und Baugeräteführer

1.13.3 Berufskraftfahrerin und Berufskraftfahrer 

1.13.4 Biologiemodellmacherin und Biologiemodellmacher

1.13.5 Fachinformatikerin mit den Fachrichtungen Anwendungsentwicklung, Daten und Prozessanalyse, Digitale Ver-
netzung sowie Systemintegration und Fachinformatiker mit den Fachrichtungen Anwendungsentwicklung, Da-
ten und Prozessanalyse, Digitale Vernetzung sowie Systemintegration

1.13.6 Fachkraft für Lebensmitteltechnik

1.13.7 Fachkraft für Schutz- und Sicherheit

1.13.8 Fachkraft für Veranstaltungstechnik

1.13.9 Fachkraft im Fahrbetrieb

1.13.10 Flachglastechnologin und Flachglastechnologe

1.13.11 Floristin und Florist

1.13.12 Fotografin und Fotograf

1.13.13 Gebäudereinigerin und Gebäudereiniger

1.13.14 Geomatikerin und Geomatiker

1.13.15 Glasapparatebauerin und Glasapparatebauer

1.13.16 Glasmacherin und Glasmacher

1.13.17 Glasveredlerin und Glasveredler

1.13.18 Goldschmiedin mit den Fachrichtungen Juwelen sowie Schmuck und Goldschmied mit den Fachrichtungen Ju-
welen sowie Schmuck

1.13.19 Industriekeramikerin Anlagentechnik und Industriekeramiker Anlagentechnik

1.13.20 Industriekeramikerin Dekorationstechnik und Industriekeramiker Dekorationstechnik

1.13.21 Industriekeramikerin Verfahrenstechnik und Industriekeramiker Verfahrenstechnik

1.13.22 IT-System-Elektronikerin und IT-System-Elektroniker

1.13.23 Kauffrau für Digitalisierungsmanagement und Kaufmann für Digitalisierungsmanagement

1.13.24 Kauffrau für IT-System-Management und Kaufmann für IT-System-Management

1.13.25 Kunststoff- und Kautschuktechnologin und Kunststoff- und Kautschuktechnologe

1.13.26 Maschinen- und Anlagenführerin mit den Fachrichtungen Druckweiter- und Papierverarbeitung, Lebensmittel-
technik, Metall- und Kunststofftechnik, Textiltechnik sowie Textilveredelung und Maschinen- und Anlagenführer 
mit den Fachrichtungen Druckweiter- und Papierverarbeitung, Lebensmitteltechnik, Metall- und Kunststofftech-
nik, Textiltechnik sowie Textilveredelung
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1.13.27 Maßschuhmacherin und Maßschuhmacher

1.13.28 Mechatronikerin und Mechatroniker

1.13.29 Mechatronikerin für Kältetechnik und Mechatroniker für Kältetechnik

1.13.30 Medizinische Fachangestellte und Medizinischer Fachangestellter

1.13.31 Mikrotechnologin mit den Fachrichtungen Halbleitertechnik sowie Mikrosystemtechnik und Mikrotechnologe mit 
den Fachrichtungen Halbleitertechnik sowie Mikrosystemtechnik

1.13.32 Ofen- und Luftheizungsbauerin und Ofen- und Luftheizungsbauer

1.13.33 Orthopädieschuhmacherin und Orthopädieschuhmacher

1.13.34 Orthopädietechnik-Mechanikerin und Orthopädietechnik-Mechaniker

1.13.35 Packmitteltechnologin und Packmitteltechnologe

1.13.36 Papiertechnologin und Papiertechnologe

1.13.37 Produktionstechnologin und Produktionstechnologe

1.13.38 Sattlerin und Sattler

1.13.39 Servicekraft für Schutz und Sicherheit

1.13.40 Silberschmiedin und Silberschmied

1.13.41 Spielzeugherstellerin und Spielzeughersteller

1.13.42 Technische Konfektionärin und technischer Konfektionär

1.13.43 Textilreinigerin und Textilreiniger

1.13.44 Tiermedizinische Fachangestellte und Tiermedizinischer Fachangestellter

1.13.45 Verfahrensmechanikerin Glastechnik und Verfahrensmechaniker Glastechnik

1.13.46 Verfahrensmechanikerin für Beschichtungstechnik und Verfahrensmechaniker für Beschichtungstechnik

1.13.47 Verfahrensmechanikerin in der Steine- und Erdenindustrie mit den Fachrichtungen Asphalttechnik, Baustoffe, 
Transportbeton sowie vorgefertigte Betonerzeugnisse und Verfahrensmechaniker in der Steine- und Erdenin-
dustrie mit den Fachrichtungen Asphalttechnik, Baustoffe, Transportbeton sowie vorgefertigte Betonerzeugnis-
se

1.13.48 Vermessungstechnikerin und Vermessungstechniker

1.13.49 Zahnmedizinische Fachangestellte und Zahnmedizinischer Fachangestellter

1.13.50 Zahntechnikerin und Zahntechniker

2 Fachrichtungen der Schulform Berufsfachschule nach der Thüringer Schulordnung für die Berufsfach-
schule - ein- und zweijährige Bildungsgänge -

2.1 Wirtschaft/Verwaltung

2.2 Technik

2.3 Ernährung/Hauswirtschaft

2.4 Gesundheit/Soziales
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3 Berufsfelder der Schulform Berufsfachschule nach der Thüringer Schulordnung für die Helferberufe in 
der Pflege in Verbindung mit dem Thüringer Pflegehelfergesetz

3.1 Gesundheit und Soziales

3.1.1 Altenpflegehelferin und Altenpflegehelfer

3.1.2 Gesundheits- und Krankenpflegehelferin und Gesundheits- und Krankenpflegehelfer

4 Berufsfelder der Schulform Berufsfachschule nach der Thüringer Schulordnung für die Berufsfachschu-
le - zweijährige Bildungsgänge mit berufsqualifizierendem Abschluß oder bundesrechtlich geregelt

4.1 Gesundheit und Soziales

4.1.1 Staatlich geprüfte Kinderpflegerin und Staatlich geprüfter Kinderpfleger

4.1.2 Staatlich geprüfte Sozialbetreuerin und Staatlich geprüfter Sozialbetreuer

4.2 Körperpflege

4.2.1 Staatlich geprüfte Kosmetikerin und Staatlich geprüfter Kosmetiker

5 Berufsfelder der Schulform Berufsfachschule nach der Thüringer Schulordnung für die Berufsfachschu-
le - dreijährige Bildungsgänge

5.1 Metalltechnik

5.1.1 Staatlich geprüfte Büchsenmacherin und Staatlich geprüfter Büchsenmacher

5.1.2 Staatlich geprüfte Graveurin und Staatlich geprüfter Graveur

5.2 Einzelberufe ohne Zuordnung

5.2.1 Staatlich geprüfte Glasbläserin und Staatlich geprüfter Glasbläser

5.2.2 Staatlich geprüfte Holzbildhauerin und Staatlich geprüfter Holzbildhauer

6 Berufsfelder der Schulform Höhere Berufsfachschule nach der Thüringer Schulordnung für die höhere 
Berufsfachschule - zweijährige Bildungsgänge -

6.1 Chemie, Physik, Biologie

6.1.1 Biologisch-technische Assistentin und Biologisch-technischer Assistent

6.1.2 Chemisch-technische Assistentin und Chemisch-technischer Assistent

6.1.3 Physikalisch-technische Assistentin und Physikalisch-technischer Assistent

6.2 Technik

6.2.1 Technische Assistentin für Informatik und Technischer Assistent für Informatik

6.2.2 Umweltschutztechnische Assistentin und Umweltschutztechnischer Assistent

6.3 Wirtschaft/Verwaltung

6.3.1 Kaufmännische Assistentin in den Fachrichtungen Betriebswirtschaft, Fremdsprachen, Bürowirtschaft oder Infor-
mationsverarbeitung und Kaufmännischer Assistent in den Fachrichtungen Betriebswirtschaft, Fremdsprachen, 
Bürowirtschaft oder Informationsverarbeitung

6.4 Gestaltung
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6.4.1 Gestaltungstechnische Assistentin und Gestaltungstechnischer Assistent

6.5 Gesundheit und Soziales

6.5.1 Sozialassistentin und Sozialassistent

7 Berufsfelder der Schulform Höhere Berufsfachschule nach der Thüringer Schulordnung für die Höhere 
Berufsfachschule - dreijährige Bildungsgänge - oder bundesrechtlich geregelt-

7.1 Rettungsdienst

7.1.1 Notfallsanitäterin und Notfallsanitäter

7.2 Ernährung

7.2.1 Diätassistentin und Diätassistent

7.3 Medizin- und Rehatechnik

7.3.1 Medizinisch-technische Assistentin für Funktionsdiagnostik und Medizinisch-technischer Assistent für Funktions-
diagnostik

7.3.2 Medizinisch-technische Laboratoriumsassistentin und Medizinisch-technischer Laboratoriumsassistent

7.3.3 Operationstechnische Assistentin und Operationstechnischer Assistent

7.3.4 Anästhesietechnische Assistentin und Anästhesietechnischer Assistent

7.3.5 Medizinisch-technische Radiologieassistentin und Medizinisch-technischer Radiologieassistent

7.4 Pharmazie

7.4.1 Pharmazeutisch-technische Assistentin und Pharmazeutisch-technischer Assistent

7.5 Pflegeberufe

7.5.1 Pflegefachfrau und Pflegefachmann

7.6 Nichtärztliche Therapieberufe

7.6.1 Ergotherapeutin und Ergotherapeut

7.6.2 Logopädin und Logopäde

7.6.3 Orthoptistin und Orthoptist

7.6.4 Physiotherapeutin und Physiotherapeut

7.6.5  Podologin und Podologe

8 Berufsfelder der Schulform Fachschule nach der Thüringer Fachschulordnung für den Fachbereich So-
zialwesen

8.1 Staatlich anerkannte Erzieherin und Staatlich anerkannter Erzieher

8.2 Staatlich anerkannte Heilerziehungspflegerin und Staatlich anerkannter Heilerziehungspfleger

8.3 Staatlich anerkannte Heilpädagogin und Staatlich anerkannter Heilpädagoge

9 Berufsfelder der Schulform Fachschule nach der Thüringer Fachschulordnung für die Fachbereiche 
Technik, Wirtschaft, Gestaltung und Medizinpädagogik (ThürFSO-TWGM)
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9.1 Technik

9.1.1 Staatlich geprüfte Technikerin und Staatlich geprüfter Techniker2 in den Fachrichtungen des Fachbereichs Tech-
nik nach § 38 ThürFSO-TWGM

9.2 Wirtschaft

9.2.1 Staatlich geprüfte Betriebswirtin und Staatlich geprüfter Betriebswirt3 in den Fachrichtungen des Fachbereichs 
Wirtschaft nach § 38 ThürFSO-TWGM

9.3 Gestaltung

9.3.1 Staatlich geprüfte Gestalterin in der Fachrichtung Farbe, Gestaltung, Werbung mit dem Schwerpunkt Werbe-
grafik und Staatlich geprüfter Gestalter in der Fachrichtung Farbe, Gestaltung, Werbung mit dem Schwerpunkt 
Werbegrafik

9.3.2 Staatlich geprüfte Gestalterin in der Fachrichtung Holzgestaltung und Staatlich geprüfter Gestalter in der Fach-
richtung Holzgestaltung

9.3.3 Staatlich geprüfte Gestalterin in der Fachrichtung Spielzeuggestaltung und Staatlich geprüfter Gestalter in der 
Fachrichtung Spielzeuggestaltung

9.4 Medizinpädagogik

9.4.1 Staatlich geprüfte Medizinpädagogin in der Fachrichtung Gesundheitspädagogik mit den Schwerpunkten Diag-
nostik oder Therapie und Staatlich geprüfter Medizinpädagoge in der Fachrichtung Gesundheitspädagogik mit 
den Schwerpunkten Diagnostik oder Therapie

9.4.2 Staatlich geprüfte Medizinpädagogin in der Fachrichtung Pflegepädagogik und Staatlich geprüfter Medizinpäd-
agoge in der Fachrichtung Pflegepädagogik

10 Fachrichtungen der Schulform Fachoberschule nach der Thüringer Schulordnung für die Fachoberschule

10.1 Wirtschaft und Verwaltung

10.2 Technik

10.3 Gesundheit und Soziales

10.4 Gestaltung

10.5 Ernährung und Hauswirtschaft

11 Fachrichtungen der Schulform Berufliches Gymnasium nach der Thüringer Schulordnung für das beruf-
liche Gymnasium

11.1 Technik mit acht Schwerpunkten

11.2 Wirtschaft

11.3 Gesundheit und Soziales

2 Abweichend hierzu lauten die Berufsbezeichnungen für die Fachrichtung Augenoptik "Staatlich geprüfte Augenoptikerin" und "Staat-
lich geprüfter Augenoptiker" und für die Fachrichtung Informatik "Staatlich geprüfte Informatikerin" und "Staatlich geprüfter Informati-
ker".

3 Abweichend hierzu lauten die Berufsbezeichnungen für die Fachrichtung Informatik/Wirtschaftsinformatik "Staatlich geprüfte Wirt-
schaftsinformatikerin" und "Staatlich geprüfter Wirtschaftsinformatiker" und für die Fachrichtung Logistik "Staatlich geprüfte Logistike-
rin" und "Staatlich geprüfter Logistiker".
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Thüringer Verordnung 
über Gebote für Photovoltaik-Freiflächenanlagen in benachteiligten Gebieten 

(Thüringer Photovoltaik-Freiflächenverordnung -ThürPVFflVO-) 
Vom 4. Juli 2023

Aufgrund des § 37c Abs. 2 des Erneuerbare-Energien-Ge-
setzes (EEG 2023) vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Mai 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 133), verordnet die Landesregie-
rung:

§ 1 
Öffnung der Flächenkulisse

(1) Nach Maßgabe des Absatzes 2 können bei Zuschlags-
verfahren für Solaranlagen auch Gebote für Freiflächenan-
lagen auf Flächen nach § 37 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. h und i 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG 2023) bezu-
schlagt werden. Ausgenommen sind Gebote für Freiflä-
chenanlagen
1. in Natura-2000-Gebieten im Sinne des § 7 Abs. 1 Nr. 8 

des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG),
2. in Naturschutzgebieten im Sinne des § 23 BNatSchG,
3. im Nationalpark Hainich oder in Nationalen Naturmo-

numenten im Sinne des § 24 Abs. 4 BNatSchG,
4. in Kern- und Pflegezonen eines Biosphärenreservats 

im Sinne des § 25 BNatSchG,
5. auf Flächen, die als Biotop nach § 30 BNatSchG in Ver-

bindung mit § 15 des Thüringer Naturschutzgesetzes 
gesetzlich geschützt sind, oder

6. in den Vorranggebieten Landwirtschaftliche Boden-
nutzung, Freiraumsicherung, Rohstoffe und Hoch-
wasserrisiko.

(2) Im Zuschlagsverfahren dürfen nur Gebote für Freiflä-
chenanlagen, die eine Größe von 90 Megawatt nicht über-
schreiten, berücksichtigt werden.

(3) Der Zuschlag zu einem Gebot nach Absatz 1 kann er-
teilt werden, wenn durch den Zuschlag die Summe aller 
bisherigen Zuschläge die Grenze von 180 Megawatt je Ka-
lenderjahr zu installierender Leistung nicht überschreitet. 
§ 38a Abs. 1 Nr. 5 EEG 2023 bleibt unberührt.

§ 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2027 außer Kraft.

Erfurt, den 4. Juli 2023

Die Landesregierung

Der Ministerpräsident Der Minister für Umwelt,
 Energie und Naturschutz

Bodo Ramelow Bernhard Stengele

Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten des Dritten Vertrages zur Änderung des Vertrages zwischen dem  

Freistaat Thüringen und der Jüdischen Landesgemeinde Thüringen

Aufgrund § 2 Abs. 2 des Thüringer Gesetzes zu dem 
Staatsvertrag "Dritter Vertrag zur Änderung des Vertrages 
zwischen dem Freistaat Thüringen und der Jüdischen Lan

desgemeinde Thüringen" wird hiermit bekannt gemacht, 
dass der Vertrag gemäß seinem Artikel 2 am 1. Juli 2023 
in Kraft getreten ist.

Erfurt, den 18. Juli 2023
Die Präsidentin des Landtags

Birgit Pommer

Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten des Dritten Medienänderungsstaatsvertrags

Aufgrund § 2 Abs. 2 des Thüringer Gesetzes zu dem Dritten 
Medienänderungsstaatsvertrag vom 10. Juni 2023 (GVBl. 

S. 203) wird hiermit bekannt gemacht, dass der Staatsver-
trag gemäß seinem Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 am 1. Juli 2023 
in Kraft getreten ist.

Erfurt, den 18. Juli 2023
Die Präsidentin des Landtags

Birgit Pommer
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